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Mitteilung zur Vorprüfung einer Namenserklärung
[bookmark: AMLoesungEnde]Problem
Im OZG-Umsetzungsprojekt „Namensänderung“ wird u. a. die Leistung der „Namenserklärung“ digitalisiert.
Für die Kommunikation zwischen dem Online-Dienst und den Fachverfahren der Standesämter ist eine entsprechende Mitteilung über XPersonenstand erforderlich.
Lösung
Es wurden neue Nachrichten 081060 und 082060 geschaffen, um Informationen über beabsichtigte Namenserklärungen an das Standesamt zu übermitteln, das den Geburts- oder Eheeintrag der erklärenden Person führt. Dabei wurde der Antrag auf Erwerb des Familiennamens der Mutter (§ 1617b (2) BGB) ausgeschlossen, da er aufgrund seiner Komplexität nicht digital bearbeitet werden sollte.
Aufgrund der geringen Fallzahlen wurde auf eine gesonderte Nachricht an Lebenspartnerschaftsregister verzichtet.
Die Nachrichten können nur eine Vorüberprüfung einleiten, da für die Erklärung selber das Rechtserfordernis der öffentlichen Beglaubigung und damit eine Präsenzpflicht besteht.
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Problembeschreibung bei Erfassung
Im OZG-Umsetzungsprojekt „Namensänderung“, das sich im Themenfeld „Familie und Kind“ und somit unter der Federführerschaft des Landes Bremen befindet, wird u. a. die Leistung der „Namenserklärung“ digitalisiert.
In einem Fachworkshop mit Rechts- und Fachexperten sowie Standesbeamtinnen und Standesbeamten, konnten bereits wesentliche Erkenntnisse zum Prozess und den Datenfelder für eine Online-Namenserklärung gewonnen werden. Da im Umsetzungsprojekt auch die „öffentlich-rechtliche Namensänderung“ digitalisiert wird und damit auch eine Startseite sowie Schnellcheck zur Anliegensklärung und Zuständigkeitsermittlung, können diese Komponenten auch für die „Namenserklärung“ mitgenutzt werden. 
Im Gegensatz zur „Namensänderung“ (öffentlich-rechtlich) ist für die „Namenserklärung“ (zivilrechtlich) keine eID-Authentifizierung erforderlich, da Antragstellende nach erfolgreicher Prüfung der Unterlagen durch das Standesamt, das Standesamt besuchen müssen, um die öffentliche Beurkundung oder Beglaubigung zu unterzeichnen sowie die Bezahlung zu tätigen. Bei unklaren und komplexeren Fallkonstellationen werden Antragsstellende vom Standesamt nach Online-Antragstellung zu einem Beratungsgespräch eingeladen, um offene Fragen zu klären.
Der Antrag ist in der Regel durch eine Person zu stellen. Zielt die Namenserklärung auf die Änderung eines Familiennamens ab, der zugleich Ehename ist, muss der Antrag von beiden Ehepartnern gestellt werden. Die dritte mögliche Konstellation der Antragstellung ist der Fall, in dem ein oder zwei Sorgeberechtigte den Antrag für das eigene Kind stellen. Alle anderen Fallkonstellation sind nicht Gegenstand des Online-Dienstes und somit auch nicht für die XÖV-Mitteilung erforderlich. 
Für die Kommunikation zwischen Online-Dienst und Fachverfahren ist eine entsprechende Mitteilung über XPersonenstand erforderlich. Die Nachweise können vorerst vom Online-Dienst an ein Funktionspostfach des Standesamtes übermittelt werden und erst im nächsten Schritt, mit einer weiteren Spezifikation des Standard XPersonenstand, direkt in das Fachverfahren.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
In XPersonenstand soll eine Nachricht aufgenommen werden, die es ermöglicht, alle notwendigen Daten für die digitale Namenserklärung an das Fachverfahren zu übermitteln 
Für eine Nachricht der „Namenserklärung“ bestehen in XPersonenstand keine ähnlichen Mitteilungen, der Art „portal2StA“. Es bestehen jedoch Mitteilungen zur Kommunikation zwischen Standesämtern bzw. zwischen Standesämter und andere Behörden, wie beispielsweise: 
· stA2StA.Ehe.012055 (Mitteilung über die Namensänderung eines Ehegatten zu seinem Geburtseintrag)
· stA2StA.Ehe.012060 (Mitteilung über die Namensänderung eines Elternteils zum Geburtseintrag seines Kindes)
· stA2StA.Familienrecht.016090 (Mitteilung über eine Anschlusserklärung an den bei einer Eheschließung bestimmten Ehenamen zum Geburtseintrag eines gemeinsamen Kindes)
Auch ein entsprechendes Template liegt in XPersonenstand vor, das u. a. als Grundlage dienen könnte: StA2StA.Familienrecht.Template.Namensaenderung.
Durch den Austausch mit Rechts- und Fachexperten ist das Projekt zur Erkenntnis gelangt, dass folgende Datengruppen beinhaltet werden sollten:
· Angaben zu bis zu zwei Antragstellenden (falls der Antragstellender nicht Namensträger ist)
· Angaben zu bis zu zwei Namensträgern (Personendaten, Staatsangehörigkeit, Anschrift, Personenstand und Angaben zum Personenstand, Kinder und Angaben pro Kind, Kontaktdaten)
· Angaben zu der Namensänderung 
· Welcher Name: Vorname, Familienname, Vor- und Familienname
· Grund der Änderung: Scheidung, Einbenennung, Bestimmung Ehename etc.
· Neuer Name
· Erklärungen
· Nachweise (nur wenn Aufnahme in Fachverfahren möglich, ansonsten über Funktionspostfach)
Sollten durch das EG weitere Informationen identifiziert werden, ist eine Aufnahme in das Umsetzungsprojekt vorgesehen.
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: CAB	2022-01-19
Der CR 4/2022 wird unter SOLL eingeplant. Innerhalb dieser Kategorie ist er jedoch vorrangig zu behandeln, da es sich um Arbeiten aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung handelt.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad)	2022-03-23
Aus den Vorarbeiten des UP Namensänderung wurde eine Prozessskizze und ein erster Datenkranz erarbeitet, die im EG22-03 vorgestellt und bewertet werden sollen.

Prozessskizze:
1. Schnellcheck zur Anliegensklärung (Ablauf auf Miro)
2. Aufnahme der Daten zu Antragsteller und ggf. Namensträger falls abweichend
3. Daten zur beabsichtigten Namenserklärung
4. Übermittlung der Daten an StA
5. Vorbereitung der Erklärung
6. Persönlicher Termin im StA zur Abgabe und Beglaubigung der Namenserklärung
7. (ggf. Übermittlung an registerführendes StA)
8. Beurkundung im Register

Datenkranz:
1. Angaben zu Namensträger(n)
a. Vornamen, Familienname, Geburtsname
b. Geburtstag, -ort, -staat
c. Staatsangehörigkeit(en)
d. Aktuelle Anschrift
e. Familienstand
f. Angaben zu bestehender Ehe/LP
g. Angaben zu früheren Ehen/LPen
2. Angaben zu Antragsteller(n)
a. Vornamen, Familienname, Geburtsname
b. Aktuelle Anschrift
c. Art der Vertretung (Sorgerecht, Vollmacht)
d. Erklärung zur Geschäftsfähigkeit (?)
e. Übernahme (zusätzlich) anfallender Gebühren (?)
f. Erlaubnis zur Einholung von Auskünften bei anderen Behörden (?)
3. Angaben zur beabsichtigten Erklärung
a. Art der Namensänderung
b. Gewünschte Namensführung
4. Angaben zu Beteiligten (Personen, die ggf. durch die Namensänderung betroffen sind, z. B. Ehe- oder Lebenspartner, Kinder)
a. Vornamen, Familienname, Geburtsname
b. Geburtstag, -ort, -staat
c. Staatsangehörigkeit(en)
d. Aktuelle Anschrift
e. Verwandtschaftsverhältnis zum Namensträger
f. Auswirkung der Namensänderung auf die Beteiligte ja/nein

Offene Fragen:
1. Kann eine Nachricht alle Anwendungsfälle abdecken oder sind unterschiedliche Nachrichten (z. B. nach Zielregister) notwendig?
2. Welches Standesamt sollte adressiert werden?
Bearbeitet durch: Expertengremium	2022-04-21
Beantwortung der offenen Fragen:
1. Kann eine Nachricht alle Anwendungsfälle abdecken oder sind unterschiedliche Nachrichten (z. B. nach Zielregister) notwendig?
Beschluss: Es sollen unterschiedliche Nachrichten erstellt werden, die von den unterschiedlichen Bereichen in AutiSta verarbeitet werden können.
2. Welches Standesamt sollte adressiert werden?
Das adressierte Standesamt soll über die Postleitzahl bestimmt werden (Wohnsitzstandesamt). Es kann auch ermöglicht werden, dass der Erklärende das gewünschte Standesamt selbst wählt.
Datenkranz zu Erklärungen im Eheregister (bn - nachträgliche Bestimmung des Ehenamens):
1. Zwei Beteiligte (bei Wiederanname nur eine beteiligte Person)
a. Vornamen, Familienname, Geburtsname
b. Geburtstag, -ort, -staat
c. Staatsangehörigkeit(en)
d. Aktuelle Anschrift
e. Kontaktdaten (E-Mail, Telefon)
f. Familienstand
g. Angaben zu bestehender Ehe (bzw. letzter Ehe bei der Wiederannahme)
i. Ort, Staat und Tag der Eheschließung
2. Anzahl der Kinder, unter und über 5 Jahre
3. Angaben zur Erklärung
a. Art der Erklärung
b. Neuer (Ehe-)Name (Freitextfeld; keine Angabe der Möglichkeiten; Beurteilung obliegt den Standesbeamten)
Datenkranz zu Erklärungen im Geburtenregister (bt – noch unvollständig)
1. Zwei Beteiligte (Eltern)
a. Vornamen, Familienname, Geburtsname
b. Geburtstag, -ort, -staat
c. Aktuelle Anschrift
d. Kontaktdaten (E-Mail, Telefon)
e. (deutsches Recht der Namensführung muss das Geburtenregister prüfen)
f. Bestätigung der Eltern, dass gemeinsame Sorge besteht
2. Kind
a. Geburtag, ort
b. Vornamen
3. Angaben zur Namenserklärung
a. Art der namenserklärung
b. Name (Neu) freitextfeld

Offene Diskussion
Eine Bearbeitungsnummer für die Bearbeitung im Standesamt wird nicht benötigt, die Zuordnung kann über den Inhalt der Nachrichten hergestellt werden.

Mögliche Ausprägungen der „Namensänderung“:
1. Erklärung zur Namensführung von Ehegatten / Lebenspartner
a. Bestimmmung des Ehenamens (nachträglich) 
· 2 Antragsteller / 2 Betroffene
· Häufiger Anwendungsfall
b. Zufügung eines Begleitnamens 
· 1 Antragsteller / 1 Betroffene
c. Widerruf der Hinzufügung eines Begleitnamens
· 1 Antragsteller / 1 Betroffene
d. Wiederannahme des Familien-/Geburtsnamens
· 1 Antragsteller / 1 Betroffene
· Häufiger Anwendungsfall
e. Rechtswahl nach Auflösung der Ehe 
· Ausnahmefall
· Wird nicht aufgenommen, weil bei der Eintragung der Auflösung im Eheregister die Beteiligten informiert werden und in diesem Zusammenhang auch diese Erklärung abgearbeitet wird
2. Erklärung zur Namensangleichung 
· zu hoher beratungsbedarf
· zu viele unterschiedliche Fallkonstellationen
3. Erklärung zur Namensführung des Kindes (Geburtenregister, bt)
a. Namensbestimmung des Geburtsnamens nach der Beurkundung (von den Eltern) (§ 1617 (1) Satz 2 BGB)
b. Anschlusserklärung an Namensänderung der Eltern/Elternteil (§ 1617c BGB)
c. Antrag auf Erwerb des Kindesnamens der Mutter (§ 1617b (2) BGB) speziell) (Eltern, Kinder)
d. Einbenennung (§ 1618 BGB) (eltern, Kinder)
e. Namenserteilung (Eltern, Kinder) (§ 1617a (2) BGB)
f. Namenserklärung (Eltern, Kinder) (§ 1617b (1) BGB)
· Komplexere Sachverhalte
· Unterscheidung in Kinder unter 5 und über 5 Jahren
· Erklärung vor Geburt möglich
· Ggf. Einwilligung des anderen Elternteils notwendig
· diese Erklärungen wahrscheinlich noch unterschiedlich abgebbar
4. Änderung der Reihenfolge der Vornamen (Geburtenregister, br) 
· wahrscheinlich wenige Fälle
5. Änderung der Vornamen § 45b (Geburtenregister, br)
· neue rechtliche Regelungen ziemlich sicher
· muss zum Standesamt wegen ärztlicher Erklärung
Anforderungen an Portale
Das Portal muss sicherstellen, dass klar ist, das es sich hier nur um eine Vorbereitung der Erklärung geht und keine Gewähr für die Durchführbarkeit der Namensänderung übernommen wird. Es handelt sich nicht um einen Antrag, sondern nur eine Datenübermittlung zur beabsichtigten Namenserklärung.
Beschluss zum weiteren Vorgehen
Auf Grundlage der bestehenden Arbeiten wird eine Nachricht sowie eine Prozessbeschreibung für eine Nachricht aus dem Bereich „bn“ erstellt.
Dieser Vorschlag wird auf der nächsten Sitzung gesichtet und ggf. korrigiert oder bestätigt. Außerdem wird mit der Durchsicht der einzelnen Erklärungen in „bt“ fortgefahren.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-05-10
Die Beschlüsse des EG wurden umgesetzt, und ein erster Entwurf für eine Nachricht zur Vorprüfung der Namenserklärung im Eheregister umgesetzt. Damit haben sich folgende Änderungen in der Spezifikation ergeben:
· Es wurden zwei neue Datentypen im Baukasten für die Geburt und die Ehe eingeführt, die jeweils Angaben aus dem Portal von den Bürgern transportieren sollen und deswegen entsprechend niederschwellig modelliert sind. Diese sind im Abschnitt 2.2 zu finden.
· Im Abschnitt zur Zielsetzung des Portalkapitels wurde ein neuer Abschnitt für die Vorprüfung von Namenserklärungen (14.1.4) eingefügt.
· In den Anforderungen an Eingabeverfahren (14.1.6) wurde festgehalten, dass die Nachrichten nur zur Vorprüfung einer Namenserklärung dienen, und ihr Versand noch nicht die Möglichkeit der gewünschten Namensänderung garantiert – und dies vom Eingabeverfahren den Bürgern auch klar kommuniziert werden muss.
· Der Prozess zur Vorprüfung der Namenserklärung wurde im Abschnitt 14.2.5 abgebildet. Bisher orientiert er sich noch stark am Prozess zur Erklärung im Eheregister, im Rahmen der Arbeiten zu den Erklärungen im Geburtenregister soll eine Verallgemeinerung stattfinden.
· Die Tabelle zur Nachrichtenübersicht in Abschnitt 14.3 wurde für die bessere Übersichtlichkeit in drei Untertabellen ((Vor)anzeigen, Bestellung von Dokumenten, andere Nachrichten) aufgespalten.
· Die zwei neuen Datentypen für die Erklärungen wurden in Abschnitt 14.4.29-30 eingefügt.
· Die Nachricht 082060 wurde in Abschnitt 14.6.5 eingefügt.
· Die Codeliste für die Art der Namenserklärung wurde in Abschnitt D.3.5.1 eingefügt.
Die Änderungen, insbesondere die Prozessdarstellung und Beschreibung, sollen auf der nächsten Sitzung des Expertengremiums überprüft werden. Folgende Fragen ergeben sich von der Modellierung:
· Sind die Angaben zu Geburt und Ehe richtig modelliert, oder soll hier ein größerer Detailgrad gewählt werden?
· Ist die Formulierung des letzten Schrittes in der Prozessbeschreibung richtig gewählt?
· Dokumente statt Urkunden/Bescheinigungen als Oberbegriff verwenden?
Danach soll die Arbeit an der Nachricht zum Bereich „bt“ fortgeführt werden.
Das EG kommentierte die vorgeschlagene Modellierung wie folgt:
1. Detaillierung des Datentyps zu Geburt und Ehe: ok 
2. Kapitel 14.1.4 neu: Namenserklärung erfordert weiter Präsenz, Nachricht zur Vorprüfung: Generelle Machbarkeit, nötige Nachweise unverbindlich; Ziel: Anzahl und Dauer der Präsenztermine zu minimieren; keine Anmerkungen
3. Anforderungen an Eingabeverfahren: muss klarmachen, dass Namenserklärung nicht immer rechtlich möglich ist; keine Anmerkungen
4. Prozessbeschreibung: (bisher nur für E); Prozess und Wording ok
5. Modellierung der Nachricht: Ok, vorbehaltlich intensiver Prüfung
6. CL Erklärungsarten: keine Anmerkungen (zum Wording liefert der VfSt Anmerkungen nach)

Nachricht aus Bereich bt (Geburtenregister):
Im Geburtenregister sind folgende Namenserklärungen zu betrachten:
a. Namensbestimmung des Geburtsnamens nach der Beurkundung (von den Eltern) (§ 1617 (1) Satz 2 BGB)
b. Anschlusserklärung an Namensänderung der Eltern/Elternteil (§ 1617c BGB)
c. Antrag auf Erwerb des Kindesnamens der Mutter (§ 1617b (2) BGB) speziell) (Eltern, Kinder)
d. Einbenennung (§ 1618 BGB) (Eltern, Kinder)
e. Namenserteilung (Eltern, Kinder) (§ 1617a (2) BGB)
f. Namenserklärung (Eltern, Kinder) (§ 1617b (1) BGB)
Für die Fälle a und b wurden durch das EG weitere benötigte Felder identifiziert. Eine weitere Bearbeitung war wegen geringer Teilnahme von Fachexperten nicht sinnvoll.
Datenkranz (für a, für b):
1. Zwei Beteiligte (Eltern)
a. Vornamen, Familienname, Geburtsname
b. Geburtstag, -ort, -staat
c. Aktuelle Anschrift
d. Kontaktdaten (E-Mail, Telefon)
e. (Recht der Namensführung muss das beurkundende StA prüfen); nicht in der Nachricht notwendig
f. Bestätigung der Eltern, dass gemeinsame Sorge besteht
g. Staatsangehörigkeiten
2. Kind
a. Geburtag, ort
b. Vornamen
c. Staatsangehörigkeit(en); optional (falls bereits durch Geburt erworben)
3. Angaben zur Ehe der Eltern und zur Ehenamensbestimmung
a. Datum der Wirksamkeit des Ehenamens
b. Ehename
4. Angaben zur Namenserklärung
a. Art der namenserklärung
a. Codeliste aus a-f oben wäre nicht niederschwellig => muss das Portal geeignet erklären, der StAbeamte muss prüfen
b. Name (Neu) freitextfeld
Der VfSt prüft anhand der Umsetzung in AutiSta, ob weitere Elemente zu ergänzen sind.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-09-02
Auf der nächsten Sitzung des Expertengremiums sind die Fälle c-f daraufhin zu überprüfen, ob für deren Bearbeitung weitere Daten benötigt werden. Außerdem soll, falls vorhanden, auf die Einwände des VfSt eingegangen werden.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2022-09-14
Weiterführung der Bearbeitung:
Nachricht aus Bereich bt (Geburtenregister):
Im Geburtenregister sind folgende Namenserklärungen zu betrachten:
a. Namensbestimmung des Geburtsnamens nach der Beurkundung (von den Eltern) (§ 1617 (1) Satz 2 BGB)
b. Anschlusserklärung an Namensänderung der Eltern/Elternteil (§ 1617c BGB)
c. Antrag auf Erwerb des Familiennamens der Mutter (§ 1617b (2) BGB) speziell) (Eltern, Kinder)
d. Einbenennung (§ 1618 BGB) (Eltern, Kinder)
e. Namenserteilung (Eltern, Kinder) (§ 1617a (2) BGB)
f. (nachträgliche) Namensbestimmung (Eltern, Kinder) (§ 1617b (1) BGB)
Datenkranz (für a, für b, für c, für d, für f):
1. Zwei Beteiligte (Eltern)
a. Vornamen, Familienname, Geburtsname
b. Geburtstag, -ort, -staat
c. Aktuelle Anschrift
d. Kontaktdaten (E-Mail, Telefon)
e. (Recht der Namensführung muss das beurkundende StA prüfen); nicht in der Nachricht notwendig
f. Bestätigung der Eltern, dass gemeinsame Sorge besteht / Bestätigung alleiniger Sorge
g. Datum der Begründung der gemeinsamen Sorge (Sorgeerklärung oder Eheschließung)
h. Staatsangehörigkeiten
2. Kind
a. Geburtag, ort			
b. Vornamen, Familienname
c. Aktuelle Anschrift (für Mitteilung an MB)
d. Staatsangehörigkeit(en); optional (falls bereits durch Geburt erworben)
3. Angaben zur Ehe der Eltern und zur Ehenamensbestimmung
a. Datum der Eheschließung / Datum der Wirksamkeit der Ehenamensbestimmung
b. Ehename
c. Nichtbestehen der Vaterschaft (Nachweis notwendig, z.B. aktualisierte Geburtsurkunde, Urteil)
4. Angaben zur Namenserklärung
a. Art der Namenserklärung
a. Codeliste aus a-f oben wäre nicht niederschwellig, d.h. muss das Portal geeignet erklären, der Standesbeamte muss prüfen
b. Empfehlung: Ziel der Namensänderung als Freitextfeld
b. Name (Neu) Freitextfeld
5. Angaben zum neuen Ehegatten
a. Vornamen, Familienname, Geburtsname 
b. Anschrift
Votum EG: Nummer c) sollte aufgrund der Komplexität nicht umgesetzt werden
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-05-10
Die Beschlüsse des EG wurden umgesetzt, und ein erster Entwurf für eine Nachricht zur Vorprüfung der Namenserklärung im Eheregister umgesetzt. Damit haben sich folgende Änderungen in der Spezifikation ergeben:
· Der Datentyp für die Beteiligten wurde in folgende Datentypen aufgeteilt: Erk2StA.Beteiligter (abstrakt, dient nur der Ableitung), Erk2StA.Beteiligter.Ehe (für die Nachricht zum Eheregister) Erk2StA.Beteiligter.Geburt (für die Nachricht an das Geburtenregister)
· Für die Angaben zum Ehenamen wurde der Datentyp Erk2StA.Ehename geschaffen.
· Der Datentyp zu Angaben zur Erklärung im Eheregister wurde umbenannt in Erk2StA.Erklaerung.Ehe.
· Für die Angaben zur Erklärung im Geburtenregister wurde der Datentyp Erk2StA.Erklaerung.Geburt geschaffen.
· Für die Angaben zum Kind bzw. zum neuen Ehegatten wurden die Datentypen Erk2StA.Kind bzw. Erk2StA.NeuerEhegatte geschaffen.
· Die Prozessbeschreibung wurde minimal angepasst, um die neue Erklärung einzubinden.
Die Änderungen, insbesondere die Prozessdarstellung und Beschreibung, sollen auf der nächsten Sitzung des Expertengremiums überprüft werden. Folgende Fragen ergeben sich von der Modellierung:
· Ist es richtig, zwei unterschiedliche Arten der Modellierung für die Art der Erklärung zu haben (einmal Codeliste, einmal Freitext)?
· Unterscheidet sich der Prozess zwischen Eheregister und Geburtenregister?
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2022-10-12
Beschlüsse zur Modellierung:
1. Auch hier sollte, wie bei der Vaterschaftsanerkennung, von „Vorbereitung“ statt „Vorprüfung“ gesprochen werden.
2. Der Titel der Nachricht 081060 muss korrigiert werden (Geburt statt Ehe).
3. Der Code „WA“ in D.3.5.2 soll „Wiederannahme eines früheren Namens“ lauten; für Code „Z“ sollte es „Hinzufügung…“ lauten.
4. Die Ungleichbehandlung von Geburtenregister und Eheregister bei der Art der Erklärung soll beibehalten werden. Die Fälle im Eheregister sind allgemein verständlich in einer Codeliste abbildbar. Dies ist für die Fälle im Geburtenregister nicht gegeben.
Beschlüsse zum Prozess:
1. Die beiden Nachrichtennummern sollen im Prozessbild umgedreht werden.
2. Auch in Prozessdiagramm und -beschreibung soll von „Vorbereitung der Namenserklärung“ statt von „Vorprüfung der Namenserklärung“ gesprochen werden.
3. Es soll darauf hingewiesen werden, dass Rückfragen konventionell bzw. außerhalb von XPersonenstand behandelt werden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn) 	2022-10-19
Zur Umsetzung der Beschlüsse des EGs wurden folgende Änderungen vorgenommen:
Im Modell
· Die Titel der beiden Nachrichten 081060 sowie 082060 wurden auf die neue Sprachregelung (Vorbereitung) umgestellt.
· Der Titel der Nachricht 081060 wurde außerdem korrigiert und verweist nun auf das Geburtenregister.
· Die beiden Codeeinträge in der Art der Namenserklärung im Eheregister wurden gemäß den Beschlüssen umformuliert.
· Die Nachrichtennummern wurden umgetauscht.
· Das Prozessdiagramm wurde der neuen Sprachregelung (Vorbereitung) angepasst.
· Bei den Rückfragen wurde auf den konventionellen Weg hingewiesen.
In der Spezifikation
· In Abschnitt 14.1.4 wurde die Bezeichnung „Vorprüfung“ durch „Vorbereitung“ ersetzt
· Im Abschnitt 14.2.6 wurde die Bezeichnung „Vorprüfung“ durch „Vorbereitung“ ersetzt
Im Rahmen der Bearbeitung hat sich noch folgende Frage ergeben: Soll die Nachricht auch für das LP-Register erzeugt werden?
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2022-11-16
„Vorprüfung“ muss an weiteren Stellen ersetzt werden:
· Überschrift 14.5.8
· Tabelle auf Seite 504
· Aufgabe: weitere Vorprüfung
Es soll nicht von „Namenserklärung im Geburtenregister“ sondern „Namenserklärung des Kindes“ (Eheregister analog) gesprochen werden, anzupassen in Überschrift und Text.
Beschluss:
Aufgrund der geringen Fallzahlen wird keine eigene Nachricht an das LP-Register modelliert.
Beschluss:
Statt dem Boolean „alleinigeSorge“ sollte ein Boolean „sorgeberechtigt“ übermittelt werden. Damit wird das Mapping in AutiStA erleichtert.
Das Element „gemeinsameSorge“ sollte in „gemeinsameSorgeDatum“ umbenannt werden. Es ist wichtig, da bestimmte Namensänderungen (§ 1617b BGB) nur bis 3 Monate nach diesem Datum erfolgen können.
Bearbeitet durch: KoSIT (Budke)	2022-11-08
In der Testsuite wurden Änderungen vorgenommen, die durch die Ergänzung der Spezifikation um die Mitteilung zur Vorprüfung einer Namenserklärung erforderlich wurden. Es besteht die Möglichkeit Nachrichten vom neuen Typ 081060 zu instanziieren. Ein Entwurf einer solchen Nachricht wurde zur weiteren Bearbeitung in der AG Test im Testfall 05.010 erstellt.
Bearbeitet durch: AG Test / Budke	2022-11-17
Folgende Änderungen der Spezifikation wurden durch die AG Test qualitätsgesichert:
· Im Abschnitt zur Zielsetzung des Portalkapitels wurde ein neuer Abschnitt für die Vorprüfung von Namenserklärungen (14.1.4) eingefügt.
· Der Prozess zur Vorprüfung der Namenserklärung wurde im Abschnitt 14.2.6 abgebildet.
· Die Tabelle zur Nachrichtenübersicht in Abschnitt 14.3 wurde für die bessere Übersichtlichkeit in drei Untertabellen ((Vor)anzeigen, Bestellung von Dokumenten, andere Nachrichten) aufgespalten.
· Die Codeliste für die Art der Namenserklärung wurde in Abschnitt D.3.5.1 eingefügt.
· Es wurden die neuen Datentypen Erk2StA.Beteiligter (abstrakt, dient nur der Ableitung), Erk2StA.Beteiligter.Ehe (für die Nachricht zum Eheregister) Erk2StA.Beteiligter.Geburt (für die Nachricht an das Geburtenregister) im Baukasten eingeführt. Diese sind im Abschnitt 2.2 zu finden.
· Für die Angaben zum Ehenamen wurde der Datentyp Erk2StA.Ehename geschaffen.
· Der Datentyp zu Angaben zur Erklärung im Eheregister wurde umbenannt in Erk2StA.Erklaerung.Ehe.
· Für die Angaben zur Erklärung im Geburtenregister wurde der Datentyp Erk2StA.Erklaerung.Geburt geschaffen.
· Für die Angaben zum Kind bzw. zum neuen Ehegatten wurden die Datentypen Erk2StA.Kind bzw. Erk2StA.NeuerEhegatte geschaffen.
· Die Nachricht 082060 wurde in Abschnitt 14.6.5 eingefügt.
Ergänzung zur Klarstellung des Sachverhalts: „nachträgliche Namenserklärung“ in der Spezifikation bei Nachrichtentypen 081060
Korrektur der Abbildung 14.14. Allgemeines Prozessmodell zur Vorbereitung einer Namenserklärung (letzte Aktivität): „Beurkundung der Namensänderung“ -> „Beurkundung der Namenserklärung“
Die AG Test stellt eine Nachfrage zum Datenkranz der Namenserklärung (Angaben zur beabsichtigten Erklärung): Wurde die Angabe der Rechtswahl nach Art. 10 (2) EGBGB während des Bestands der Ehe bewusst nicht in den Nachrichtentypen 081060 und 082060 aufgenommen?
Der CR konnte nicht abschließend geprüft werden, weil weitere Umsetzungen im Testfall 05.014 erforderlich sind. Die Prüfung soll in der nächsten AG Test erfolgen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-11-26
Die Beschlüsse des EG wurden umgesetzt indem:
· Die Nachricht 081070 wurde umbenannt in „Vorbereitung einer Vaterschaftsanerkennung“
· Im Abschnitt 14.1.7 wird nun von Vorbereitung statt Vorprüfung gesprochen.
· Im Abschnitt 14.3 wird nun von Vorbereitung einer Namenserklärung gesprochen.
· In der Nachricht 082060 wird nun von einer Namenserklärung der Ehegatten gesprochen.
· In der Nachricht 081060 wird nun von einer Namenserklärung des Kindes gesprochen.
· Der Boolean bei den Eltern in der Nachricht 081060 heißt nun „sorgeberechtigt“.
· Das Datum der gemeinsamen Sorge in der Nachricht 081060 heißt nun „gemeinsameSorgeDatum“.
Das UP wurde über die Änderungen informiert, bis Ende nächster Woche läuft die Rückmeldefrist.
Bearbeitet durch: Interne QS (Budke, Conrad, Hahn)	2022-11-28
Zu den Rückfragen und Anmerkungen der AG Test gibt es folgende Ergebnisse:
· „Nachträgliche Namenserklärungen“ gibt es nicht, die Erstbenennung eines Kindes durch die Eltern ist die „Namenserteilung“
· Im Prozessmodell wurde „Beurkundung der Namensänderung“ zu „Beurkundung der Namenserklärung“ geändert.
· Das Recht der Namenswahl wird immer im Zuge einer anderen Namenserklärung festgelegt. Namenserklärungen nach ausländischem Recht können über einen nicht-gelisteten Wert übermittelt werden.
Der CR ist abgeschlossen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2022-12-05
Es kamen keine Rückfragen des Projekts, damit sind die Änderungen abgesegnet.
Bearbeitet durch: QS-Instanz	2022-12-14
Die QS-Instanz beschließt einstimmig:
1. Die Mitteilungen dienen zurecht nur der Vorbereitung einer Namenserklärung.
2. Der Antrag auf Erwerb des Familiennamens der Mutter (§ 1617b (2) BGB) wird zunächst von der elektronischen Bearbeitung ausgeschlossen. Ob dies gerechtfertigt ist, soll im Rahmen eines Änderungsantrags für XPS 1.7.9 noch einmal geprüft werden
3. [bookmark: _GoBack]Auf eine Modellierung einer Nachricht an das Lebenspartnerschaftsregister wurde zurecht verzichtet.
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